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Kläger und Bevisionskläger,

' éege■';

Beklägté und RGVisionsbeklagte;‘

Der 12" Sen3% des Bundessozialgerichts hat am
7. Juli 1966 durch

"Senatspräsidéntj. H a a 0 kl
_> '— Vorsitzender —5

Bundesrichter Dr. S c h'u b e r t und

Bundesrichter
_

Dr, F r i e d e r i c h s

beschlossen:

Die Revisioh'deé Klägers gegen das Urteil des Landes—
sozialgerichés Rheinland-Pfalz vom 16° Januar 1963
wird als unzulässig verworfen,

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

‘
sind nicht zu erstatten°
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Der Kläger hat das Urteil des Landess021algerichts:(LSG)
Rheinland-Pfalz vom 16, Januar 1963 mit einem von seinem“

' Bevollmächtigten Rudolf Hr:z:i:ivdm Zentralverband der
Sozialrentner e.V°‚ Landesverband Rheinland-Pfalz-Süd‚l

unterzeichneten Schreiben vom 21. März 1963, beim Bundes—
sozialnericht {BSG)‘eingegangen am 22, März 196}, enge-;7
fochteno

Nach 5 166 Abs° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) müssen‘
‚sich die Eeteiligten 4-abgesehen von Behörden und Körber—■

sehaftcn des öffentlichen Rechts und Anstalten des öffent-

' lichen Rechts 3 vor demBSGdurch Prozeßbevollmächtigte
_der in € 166 Abs. 2 SGGbezeichneten Art Vertreten lassen°

Dieser Vertretungszwang gilt nicht nur für die mündliche
_Verhandlung, sondern grundsätzlich für das gesamte Ver-fl}

fahren vor dem BSG, also auch bereits für die Einlegung‘ '

der Revision. Hiernach muß schon die Revisionsschrift von

einem vor demBSG_ZugelassenenProzeßbevollmächtigten untere!
zeichnet sein°

Der Bevollmächtigte des Klägers gehört jedoch nicht.zuldemji

vor dem BSG zur Prozeßvertretung_zugelassenen Personené —

kreis im Sinne von 5 166 Abs. 2 sec. Nachdieser vor-
schrift sind zwar als Prozeßbevollmächtigte ua, was hier.;
allein in Betracht kommt, zugelassen die Mitglieder und

Angestellten von selbständigen Vereinigungen von Arbeit-
„

nehmcrn mit sozial- Oder berufspolitischer Zwecksetzung,
sofern sie kraft Satzung oder Vollmacht zur Prozeßver—

tretung befugt sind, und nach der Rechtsprechung des BSG
gehören hierzu alle organisatorischen Zusammenschlüsse “„

von fremdbestimmte Arbeit leistenden_?ersoneh‚ denen aus—7

schließlich oder überwiegend die Aufgabe obliegt, die,

sozial— oder berufspolitischen Interessen ihrer Mitglieder
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wahrzunehmen sowie ihre Mitglieder im Rahmen dieser Aufew

'gabengebiete zu beraten und zu vertreten (vgl. Peters/‘

Sautter/Wolff, @166 sec Anmo} b s„ III/82). Es ist. V‘Ä
jedoch nicht der Nachweis erbracht, daß der.Zentral—

verband der Sozialrentner e.V. ein Zusammenschluß von

fremdbestimmte Arbeit leistenden Personen, also von

Arbeitnehmern, ist,

IOCh @ 3 der überreiehten Satzung des Zentralverbandes

der Sozialrentner e‚V. können Mitglieder des Verbandes

nur werden "Arbeitnehmer" und deren Hinterbliebene, "die
eine Sozialrente beziehen oder eine SOZi&lrente erstreben",

und nach 5 2 der Satzung ist es der Zweck des Verbandes,
jedem Mitglied Rat und Auskunft sowie Vertretung in allen'

sozial- und fürsorgcrechtlichen Angelegenheiten
zu gewähren;

insbesondere ist danach der Verband bestrebt, die Lage der.

Sozialrentner finanziell zu verbeßsern und dement5prechende

Eingaben bei den zuständigen Körberschaften anzubringen. Der

Zentralverband ist damit im Einklang mit seinem Namen in

erster Linie ein Zusammenschluß von Rentnerh und solchen.

Personen, die eine Rente erstreben, und nicht von Arbeit-

'nehmern„ Denn SOZialrentner gehören überwiegend nicht mehr

zu den Arbeitnehmern, weil sie meist aus dem Erwerbsleben

bereits ausgeschieden sind, Dasselbe wird vielfach für die

Rentenbewerber zutreffen, vor allem aber meist für die

naeh der Satzung aufnahmeberechtigten Hinterbliebenen von
"Arbeitnehmern". Daß die Mitglieder des Zentralverbandes
der Sozialrentner e„V. früher vielfach Arbeitnehmer (also

Arbeiter oder Angestellte) waren und es sicherlich zum

Teil auchnochsind, unddaßdieser Mitgliederkreis in.
der Satzung weiterhin als "Arbeitnehmer" bezeichnet wird,
reicht nicht aus, um den genannten Verband als Arbeit- ;

nehmer-Vereinigungansehenzu können.Dabeibraucht hier ggf
nicht entschieden zu werden, ob eine selbständige Ver- '

einigung von Arbeitnehmern mit sozial- oder beruf5poli-
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._ 4 _»

tischer Zwecksetzung nur dann Vorliegt, wenn
aussdhließlich

}Arbeitnehmer aufgenommen werden können und aufgenommen werden,

{Jedenfalls kann ein Verband, der nach seinem Namen, seiner

Zielsetzung und der Umgrenzung seines Mitgliederkreisés in
_erster Linie RentenbeZieher und Rentenbewerber umfaßt, nicht■

als selbständige Vereinigung von Arbeitnehmern mit sozial—

oder berufspolitischer Zwecksetzung angesehen werden.

Da somit die vom Kläger durch seinen Sozialberater eingelegte

ReViSien nicht der gesetzlichen Form entspricht, iSt sie nach

der zwirgcrden Vorschrift des 5 169 Satz 2 860 als unzulässig(

verworfen, ohne daß es einer Prüfung bedarf, ob sie noch AI

3 [
S

D

u

us anderen Gründen unzulässig ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwen—

dung des 5 193 SGG.
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